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Beschlussvorschlag: 

 

Der Rat stimmt der in der Sach- und Rechtslage aufgeführten Resolution zur finanziellen Aus-

stattung der Landesbühne Niedersachsen Nord GmbH zu.  
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Sach- und Rechtslage:  

 

Auf Initiative der Ratsfrau Kolbe (Email vom 04.10.2018) und des Oberbürgermeisters der Stadt 

Wilhelmshaven, Herrn Andreas Wagner (Schreiben vom 12.11.2018) wird seitens der Verwal-

tung angeregt, nachfolgende Resolution zu beschließen: 

 

 

Die Landesbühne Niedersachsen Nord GmbH ist ein renommiertes, innovatives, leistungsstar-

kes und in seiner Struktur sehr erhaltenswertes Theater im Norden Niedersachsens. Über 100 

Mitarbeiter*innen arbeiten seit Jahren am Limit, um dem Wirtschaftsraum Nordwest professio-

nelles Schauspiel an 12 festen Standorten zu präsentieren. Als weicher Standortfaktor ist die 

Landesbühne gerade in Zeiten des Fachkräftemangels elementar für die Region. Das Theater 

für die gesamte ostfriesische Halbinsel bietet einen hohen Identifikationsfaktor sowohl für die 

Bevölkerung als auch für die eigenen Mitarbeiter*innen.  

 

Ein starker Zweckverband mit 12 Städten und vier Landkreisen hat die Landesbühne bisher 

nach Kräften unterstützt und getragen, jetzt muss das Land Niedersachsen seine Grundförde-

rung jenseits der anteiligen Übernahme der Tarifanpassung endlich erhöhen.  

Gleichzeitig setzt sich der Rat der Stadt Norden für den Erhalt aller kommunalen Theater in 

Niedersachsen ein und bittet die Landesregierung, dieses Ansinnen zu unterstützten.  

 

 

 

Die Verwaltung schlägt vor, die Resolution an die Nds. Landesregierung zu übersenden.  
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